
 
Dringlicher Gesetzentwurf 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
für ein Fünftes Gesetz zur Änderung des Hessischen Gesetzes  
zum Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen  
 
 
 
A. Problem 

 Nach dem Kabinettbeschluss vom 16. Oktober 2001 werden alle 
Gesetze und Rechtsverordnungen auf fünf Jahre befristet. Das Hessi-
sche Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswe-
sen (HessAFWoG) wäre somit ursprünglich mit Ablauf des 31. De-
zember 2009 außer Kraft getreten. 

 
 Allerdings werden die monatlich zu leistenden Ausgleichszahlungen 

nach § 1 Abs. 1 HessAFWoG i.V.m. § 4 Abs. 4 Satz 1 des Gesetzes 
über den Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen  
(AFWoG) jeweils für die Dauer von drei Jahren festgesetzt (Leistungs-
zeitraum). Deshalb wurde zunächst mit dem Vierten Gesetz zur Ände-
rung des Hessischen Gesetzes zum Abbau der Fehlsubventionierung im 
Wohnungswesen die Geltungsdauer des HessAFWoG bis zum Ende des 
aktuellen Leistungszeitraums am 30. Juni 2011 verlängert. 

 
 Zum 30. Juni 2011 droht somit das Recht zur Erhebung der Fehlbele-

gungsabgabe endgültig wegzufallen. Damit würde das Gebot nach § 7 
Nr. 2 des Wohnraumförderungsgesetzes (WoFG) verletzt, nach dem 
Fehlförderungen zu vermeiden oder auszugleichen sind. Insbesondere 
im Rhein-Main-Ballungsraum ist die Bereitstellung von preisgünstigem 
Wohnraum für Menschen mit niedrigem Einkommen nach wie vor ein 
zentrales sozialpolitisches Anliegen. Durch die Abschaffung der Fehl-
belegungsabgabe gingen den hessischen Kommunen in jedem Festle-
gungszeitraum von jeweils 3 Jahren rund 50 Mio. € zweckgebundener 
Mittel verloren. Das sind derzeit die einzigen Mittel, die die Kommu-
nen zuverlässig in den sozialen Wohnungsbau investieren. 

  
B. Lösung 

 Die Geltungsdauer des Hessischen Gesetzes zum Abbau der Fehlsub-
ventionierung im Wohnungswesen wird um sechs Jahre bis zum 30. 
Juni 2017 verlängert. 

 
C. Befristung 

 Durch Änderung des § 17 HessAFWoG wird die Geltungsdauer um 
sechs Jahre verlängert und das Gesetz zu diesem Zeitpunkt befristet. 

 
D. Alternativen 

 Keine. 
 
E. Finanzielle Mehraufwendungen 

 Keine. 
  
F. Unmittelbare oder mittelbare Auswirkungen auf die Chancen-

gleichheit von Frauen und Männern 

 Keine. 
  
G. Besondere Auswirkungen auf behinderte Menschen 

 Keine. 
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D e r  L a n d t a g  w o l l e  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l i e ß e n :  
 

Fünftes Gesetz  
zur Änderung des Hessischen Gesetzes zum Abbau  

der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen 
 

Vom 
 
 

Artikel 1 
 
Das Hessische Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungs-
wesen vom 5. Juni 1996 (GVBl. I S. 262), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24. November 2009 (GVBl. I S. 435), wird wie folgt geändert: 
 
In § 17 wird die Angabe "30. Juni 2011" durch die Angabe "30. Juni 2017" 
ersetzt. 
 

Artikel 2 
 
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
 

A. Allgemeines: 
 
Nach § 17 tritt das Hessische Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierung 
im Wohnungswesen (HessAFWoG) mit Ablauf des 30. Juni 2011 außer 
Kraft. Dann würde das Gebot nach § 7 Nr. 2 des Wohnraumförderungsge-
setzes (WoFG) nicht mehr erfüllt, nach dem Fehlförderungen zu vermeiden 
oder auszugleichen sind. Außerdem müssten die hessischen Kommunen im 
jeweiligen Leistungszeitraum (3 Jahre) auf rund 50 Mio. € zweckgebundener 
Mittel verzichten. Das sind derzeit die einzigen Mittel, die die Kommunen 
zuverlässig in den sozialen Wohnungsbau investieren. 
Die Zielsetzungen, Fehlsubventionierungen zu vermeiden sowie bedarfsge-
recht in den sozialen Wohnungsbau zu investieren, bestehen fort. Deshalb 
wird die Geltungsdauer des Gesetzes um sechs Jahre verlängert. Der büro-
kratische Aufwand bleibt angemessen, weil die Fehlbelegungsabgabe gemäß 
der Ausführungsverordnung nur in jenen derzeit 57 hessischen Kommunen 
erhoben wird, deren Wohnungsmarkt besonders angespannt ist. 
 
B. Zu den einzelnen Vorschriften: 
 
Zu Art 1: 
Die Geltungsdauer wird um sechs Jahre verlängert, damit das Gesetz für 
zwei volle Förderperioden von jeweils drei Jahren vollzogen werden kann. 
 
Wiesbaden, 12. April 2011 

Der Fraktionsvorsitzende 
Tarek Al-Wazir 

 
 
 


